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340. Änderung der Geschäftsverteilung der Volksanwaltschaft

341 . Verordnung: Bestimmung des Straßenverlaufes der A 11 Karawanken Autobahn im Bereich der
Stadt Villach

342. Kundmachung: Aufhebung des § 2 Abs. 1 und einiger Worte im § 2 Abs. 4 des Ladenschlußgesetzes
durch den Verfassungsgerichtshof

3 4 0 . Änderung der Geschäftsverteilung der
Volksanwaltschaft

Die Volksanwaltschaft hat am 3. Juli 1989 fol-
gende Änderung der Geschäftsverteilung der
Volksanwaltschaft vom 6. April 1988, BGBl.
Nr. 220/1988, beschlossen:

1. In § 3 wird „Dem Volksanwalt Franziska Fast
obliegen:" durch „Der Volksanwältin Mag. Evelyn
Messner obliegen:" ersetzt.

2. In §5 wird der Name des Volksanwaltes
„Dipl.-Vw. Helmuth Josseck" durch den Namen
„Horst Schender" ersetzt.

Diese Änderung tritt mit 1. Juli 1989 in Kraft.

Messner

Kohlmaier

Schender

341 . Verordnung des Bundesministers für
wirtschaftliche Angelegenheiten vom 5. Juli
1989 betreffend die Bestimmung des Straßen-
verlaufes der A 11 Karawanken Autobahn im

Bereich der Stadt Villach

Auf Grund des § 4 Abs. 1 des Bundesstraßenge-
setzes 1971, BGBl. Nr. 286, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 63/1983 wird verordnet:

Der Straßenverlauf eines Abschnittes der A 11
Karawanken Autobahn wird im Bereich der Stadt
Villach wie folgt bestimmt:

Die neu herzustellende Straßentrasse zweigt bei
km 1,73 von dem bereits mit Verordnung vom
1. März 1979, BGBl. Nr. 149, bestimmten
Abschnitt „Bereich Villach" ab, führt sodann zur

Anschlußstelle St. Niklas mit ihren Zu- und
Abfahrtsstraßen und bindet bei km 5,00 wieder in
die bereits verordnete Trasse ein.

Im einzelnen ist der Verlauf der neu herzustel-
lenden Straßentrasse einschließlich der Anschluß-
stelle „St. Niklas" mit ihren Zu- und Abfahrtsstra-
ßen aus den beim Bundesministerium für wirt-
schaftliche Angelegenheiten, beim Amt der Kärnt-
ner Landesregierung sowie beim Magistrat der
Stadt Villach aufliegenden Planunterlagen (Plan-
Nr. 80246 im Maßstab 1 : 2 000) zu ersehen.

§ 15 Bundesstraßengesetz 1971 findet auf den
vorangeführten Straßenabschnitt Anwendung. Die
Grenzen des Bundesstraßenbaugebietes sind den
aufliegenden Planunterlagen zu entnehmen.

Durch diese Verordnung wird die Verordnung
des Bundesministers für Bauten und Technik vom
1. März 1979, BGBl. Nr. 149, von km 1,73 bis
km 5,00 abgeändert.

Schüssel

342. Kundmachung des Bundeskanzlers vom
6. Juli 1989 über die Aufhebung des § 2 Abs. 1
und einiger Worte im § 2 Abs. 4 des Laden-
schlußgesetzes durch den Verfassungsgerichts-

hof

Gemäß Art. 140 Abs. 5, 6 und 7 B-VG und
gemäß §§ 64 Abs. 2 und 65 des Verfassungsge-
richtshofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, wird kundge-
macht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit Erkennt-
nis vom 21. Juni 1989, G 198/88-22, G 234/88-18,
dem Bundeskanzler zugestellt am 29. Juni 1989, § 2
Abs. 1 und die Worte „Wenn die Einkaufsbedürf-
nisse, insbesondere der berufstätigen Bevölkerung,
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dies zulassen, kann der Landeshauptmann mit Ver-
ordnung allgemein oder für Verkaufsstellen
bestimmter Art oder für bestimmte Gebiete anord-
nen, daß, abweichend von den in den Abs. 1 bis 3
festgesetzten Ladenschlußzeiten," sowie die Worte
„die Verkaufsstellen um höchstens eine Stunde frü-
her zu schließen und um höchstens eine Stunde län-
ger geschlossen zu halten sind" im § 2 Abs. 4 des

Ladenschlußgesetzes, BGBl. Nr. 156/1958, als ver-
fassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des
30. November 1989 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Vranitzky


